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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  welche Kenntnisse sie zur Entwicklung des Ländlichen Raums in Baden-Würt-
temberg, d. h. in Verdichtungsbereichen im Ländlichen Raum und dem Länd-
lichen Raum im engeren Sinne, seit 2000 hat (u. a. zu Flächeninanspruchnahme 
und Flächenverbrauch sowie Entwicklung der Zersiedelungsgrade und Dichte-
kennzahlen in den letzten 20 Jahren);

2.  mit welchen Maßnahmen sie für gleichwertige Lebensverhältnisse und die Zu-
kunftsfähigkeit des Ländlichen Raums sorgt;

3.  wie sie die Kommunen im Ländlichen Raum dabei insbesondere darin unter-
stützt, gesellschaftliche Teilhabe und den gleichwertigen Zugang zu Wohn-
raumversorgung, öffentlicher Mobilität und Nahversorgung für alle Bürgerin-
nen und Bürger zu sichern;

4.  welche Kenntnisse sie zur Wohnraumsituation im Ländlichen Raum in Baden-
Württemberg hat (u. a. zu Wohnangebot und -nachfrage, Leerstände, Anteile 
verschiedener Wohnformen, Pendelwege zwischen Wohnort und Arbeitsplatz, 
Miet- und Kaufpreisentwicklung auf dem Wohnungsmarkt);

5.  welche Chancen und Herausforderungen sie mit Blick auf die Wohnraumver-
sorgung im Ländlichen Raum in den nächsten Jahren erwartet; 

Antrag
der Abg. Cindy Holmberg u. a. GRÜNE

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz

Wohnen im Ländlichen Raum – Attraktive Lebensräume 
gestalten
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 6.  wie sie die Anforderungen an das Wohnen der verschiedenen Altersgruppen 
und Lebenssituationen im Ländlichen Raum einschätzt und wie sie diesen Be-
dürfnissen und Bedarfen, insbesondere von jungen und von älteren Menschen 
im Ländlichen Raum, mit entsprechenden Modellprojekten oder weitergehen-
den Maßnahmen begegnet;

 7.  welche Rolle aus ihrer Sicht die Sanierung und der Umbau des Gebäudebe-
stands im Ländlichen Raum zur mittel- bis langfristigen Wohnraumversor-
gung einnehmen und wie sie diese fördert;

 8.  ob und ggf. wie sie plant, mittels einer Informationsoffensive für verdichtete 
Bauweise im Ländlichen Raum die Akzeptanz für Nachverdichtung zu stei-
gern; 

 9.  welche Beispiele ihr im Sinne eines Best Practices für dreifache Innenent-
wicklung, Klimaresilienz und nachbarschaftliche Quartiere im Ländlichen 
Raum bekannt sind und mit welchen Maßnahmen sie entsprechende Vorhaben 
unterstützt; 

10.  wie sie in diesem Sinne nicht nur Kommunen, sondern auch Genossenschaf-
ten und andere Akteure bei entsprechenden Vorhaben begleitet oder unter-
stützt; 

11.  welche Kenntnisse sie zur Entwicklung der Anzahl von Near-by-Offices/Co-
Working-Spaces im Ländlichen Raum in Baden-Württemberg in den letzten 
zehn Jahren hat und welchen Bedarf sie für weitere Near-by-Offices/Co-Wor-
king-Spaces im Ländlichen Raum sieht; 

12.  wie sie Near-by-Offices/Co-Working-Spaces im Ländlichen Raum fördert 
oder plant, zu fördern; 

13.  wie sie andererseits vor dem Hintergrund des breiten Fachkräftebedarfs den 
Bedarf für arbeitsplatznahen Wohnraum im Ländlichen Raum einschätzt und 
wie sie die Bereitstellung hiervon im Ländlichen Raum fördert.

23.5.2023

Holmberg, Achterberg, Gericke, Grath, Hahn, Häusler, Saebel, Tok GRÜNE

B e g r ü n d u n g

Baden-Württemberg ist drittgrößter Flächenstaat in Deutschland, er umfasst städ-
tische Ballungszentren, aber auch ländliche Räume und unverwechselbare Land-
striche. Ziel ist es, Baden-Württemberg als zukunftsfähigen Lebensraum und er-
folgreichen Wirtschaftsstandort zu erhalten und das bedeutet, die Potenziale aller 
Regionen Baden-Württembergs zu heben. Der Ländliche Raum bietet Lebens-
qualität und eine hohe Wirtschaftskraft. Gleichzeitig unterscheiden sich im Ver-
gleich zu den Ballungszentren die Ausgangsbedingungen im Ländlichen Raum 
u. a. in Bezug auf Infrastruktur und Mobilität. Dass dennoch alle Menschen in 
Baden-Württemberg von gleichwertigen Lebensverhältnissen profitieren können, 
bleibt Ziel und Auftrag. Der Ländliche Raum steht dabei vor allgemeinen, aber 
auch spezifischen Herausforderungen. Der demografische Wandel und die damit 
verbundene Verringerung des Erwerbspersonenpotenzials steht einem starken 
Arbeitskräftebedarf gegenüber. Wohnraum muss sich Bedarfen und Bedürfnis-
sen einer alternden Gesellschaft und einer sich klimatisch wandelnden Umgebung 
anpassen – auch im Ländlichen Raum. Eine große Chance liegt in der Digita-
lisierung, die wohnortnahes Arbeiten ermöglicht und daher Pendelverkehr aus 
und in die Ländlichen Räume reduzieren kann. Nicht alle Menschen möchten 
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oder können von Zuhause aus arbeiten. Near-by-Offices oder Co-Working-Spaces 
können daher einen Beitrag leisten, das Leben im Ländlichen Raum attraktiv und 
nachhaltig zu gestalten.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 4. Juli 2023 Nr. MLRZ-0141-1/81 nimmt das Ministerium 
für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit 
dem Ministerium für Finanzen, dem Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, 
dem Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft, dem Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit und Tourismus, dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und 
Integration, dem Ministerium für Verkehr und dem Ministerium für Landesent-
wicklung und Wohnen zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen, 
die Landesregierung zu ersuchen 
zu berichten,

1.  welche Kenntnisse sie zur Entwicklung des Ländlichen Raums in Baden-Würt-
temberg, d. h. in Verdichtungsbereichen im Ländlichen Raum und dem Länd-
lichen Raum im engeren Sinne, seit 2000 hat (u. a. zu Flächeninanspruch-
nahme und Flächenverbrauch sowie Entwicklung der Zersiedelungsgrade und 
Dichtekennzahlen in den letzten 20 Jahren);

Zu 1.:

Das Ministerium Ländlicher Raum hat im Jahr 2018 die Studie „Entwicklung der 
ländlichen Räume in Baden-Württemberg“ beauftragt, um die Datensätze der im 
Jahr 2011 veröffentlichten IREUS-Studie fortzuschreiben. Dies erfolgte mit dem 
Ziel, die aktuellen Entwicklungen von Demografie, Wirtschaft und Infrastruktur 
aufzugreifen und auch neue Trends, die Ende der 2000er-Jahren noch nicht er-
kennbar waren, zu thematisieren. Die Studie wurde im Juli 2019 abgeschlossen. 
Die Studie bestätigt dem Ländlichen Raum Baden-Württembergs eine insgesamt 
sehr positive Entwicklung der Wirtschaftskraft und der Beschäftigtenentwick-
lung. Daneben können der Studie noch viele weitere Kennzahlen zum Ländlichen 
Raum entnommen werden, abrufbar ist sie unter https://mlr.baden-wuerttemberg.
de/de/unsere-themen/laendlicher-raum/modellprojekte-und-studien/ireus-studie.

Im Zuge der Neuaufstellung des Landesentwicklungsplans (LEP) werden alle 
Raumkategorien, also sowohl ländliche als auch verdichtete Räume im Rahmen 
der vom Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen beauftragten Raum-
analyse auf die Entwicklungen seit Inkrafttreten des LEP 2002 hin untersucht. 
Hinsichtlich der Flächeninanspruchnahme hat sich gezeigt, dass sich die Haupt-
schauplätze der Siedlungstätigkeit während der 2000er- und 2010er-Jahre in der 
Tendenz von den verdichteten Regionen in die Peripherie verlagert haben. Das 
raumordnungspolitische Ziel einer kompakten, ressourcenschonenden Raument-
wicklung konnte am ehesten in den verdichteten Räumen erreicht werden. Ins-
gesamt hat sich der Trend zu einer flächenextensiveren Raumnutzung aber in al-
len Landesteilen fortgesetzt. Die Pro-Kopf-Inanspruchnahme von Siedlungs- und 
Verkehrsflächen ist im Zeitverlauf deutlich angestiegen (abnehmende Wohnsied-
lungsdichte). Folgen der erheblichen Flächenneuinanspruchnahmen sind u. a. die 
deutliche Abnahme von Flächen für die Landwirtschaft sowie der Rückgang der 
Biodiversität.

Eine genauere Übersicht zur Entwicklung der Bodenfläche, der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche sowie der Bevölkerungsdichte in Baden-Württemberg und in aus-
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gewählten Raumkategorien kann den Tabellen 1 und 2 in der Anlage entnommen 
werden.

2.  mit welchen Maßnahmen sie für gleichwertige Lebensverhältnisse und die Zu-
kunftsfähigkeit des Ländlichen Raums sorgt;

3.  wie sie die Kommunen im Ländlichen Raum dabei insbesondere darin unter-
stützt, gesellschaftliche Teilhabe und den gleichwertigen Zugang zu Wohn-
raumversorgung, öffentlicher Mobilität und Nahversorgung für alle Bürgerin-
nen und Bürger zu sichern;

Zu 2. und 3.:

Bei der Beantwortung wird in erster Linie auf die Maßnahmen mit einem Bezug 
zu den Themen Bauen und Wohnen eingegangen, da dies als Kern der Anfrage 
verstanden wird. Als aktuell besonders bedeutendes Thema wird zudem der Be-
reich Mobilität exemplarisch aufgegriffen.

Für die Landesentwicklungsplanung formuliert das Raumordnungsgesetz des 
Bundes die Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung, die auf gleich-
wertige Lebensverhältnisse in allen Teilräumen ausgerichtet ist, was auch von § 2 
Absatz 1 Nr. 7 Landesplanungsgesetz (LplG) im Landesrecht umgesetzt wurde. 
Der geltende LEP greift dies bereits in seinem Leitbild (Plansatz 1.2) auf und 
konkretisiert dies themenbezogen. Bereits in Plansatz 2.1.2 LEP 2002 wird der 
Grundsatz der Raumordnung formuliert, dass Verdichtungsräume, Randzonen um 
Verdichtungsräume und Ländlicher Raum sich in ihren Funktionen ergänzen und 
gemeinsam zur Entwicklung des Landes beitragen sollen. Alle Raumkategorien 
sollen danach an der Entwicklung gleichwertig teilhaben. Auch der neue LEP 
wird Leitplanken für eine ausgewogene Raumentwicklung zur Schaffung bzw. Er-
haltung gleichwertiger Lebensverhältnisse in allen Landesteilen setzen.

In der gemeinsamen Zusammenarbeit aller Fachressorts der Landesregierung för-
dert der Kabinettsausschuss Ländlicher Raum gezielt und effektiv die Zukunfts-
fähigkeit des Ländlichen Raums. Der Kabinettsausschuss ermöglicht eine voraus-
schauende Strukturpolitik, eine ressortübergreifende Strategie und Lösungen aus 
einem Guss für einen erfolgreichen und attraktiven Ländlichen Raum. Im Kabi-
nettsausschuss werden alle für den Ländlichen Raum relevanten Themen und Fra-
gestellungen gebündelt. Die Basis der konzeptionellen Bearbeitung der Themen 
bilden die sogenannten interministeriellen Arbeitsgruppen. Hier werden Zielvor-
stellungen und Handlungsempfehlungen für die Weiterentwicklung der ländlichen 
Räume erarbeitet.

Mit dem Entwicklungsprogramm Ländlicher Raum (ELR) unterstützt das Mi-
nisterium Ländlicher Raum die integrierte Strukturentwicklung in den ländlich 
geprägten Räumen Baden-Württembergs. Zahlreiche Projekte aus den vier För-
derschwerpunkten Innenentwicklung/Wohnen, Grundversorgung, Arbeiten und 
Gemeinschaftseinrichtungen tragen dazu bei, dass der Ländliche Raum Baden-
Württembergs seine ausgeglichene, dezentrale Struktur behält und weiterhin at-
traktive Lebensverhältnisse bieten kann. Seit 2014 wurden über 11 700 Projekte 
mit einem Investitionsvolumen von 6,3 Mrd. Euro mit Fördergeldern in Höhe von 
735 Mio. Euro unterstützt. Mit diesen Projekten trägt das ELR dazu bei, dass die 
Zukunftsfähigkeit des Ländlichen Raums erhalten bleibt. Welche Projekte vor 
Ort einen besonderen Beitrag zur Strukturentwicklung und damit zur Schaffung 
gleichwertiger Lebensbedingungen im Land beitragen können, wird im ELR im 
Rahmen eines mehrstufigen Auswahlverfahrens entschieden. Durch die Priori-
sierung der Projekte auf Ebene der Gemeinden, der Landkreise, der Regierungs-
bezirke sowie auf Landesebene werden insbesondere die Projekte zur Förderung 
ausgewählt, die bestmöglich zu einer umfassenden Strukturentwicklung beitra-
gen. Die gesellschaftliche Teilhabe ist ein Querschnittsziel im ELR, das in vielen 
Projekten der Förderschwerpunkte Gemeinschaftseinrichtungen und Grundver-
sorgung eine Rolle spielt. Wenn Bürgerinnen und Bürger vor Ort ihre täglichen 
Bedarfe decken können, dient das zum einen der Grundversorgung aber auch den 
allgemeinen gesellschaftlichen Kontakten. Dorfgemeinschaftshäuser, Festhallen 
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und Freibäder ermöglichen soziale Kontakte. Attraktive Treffpunkte wie zum Bei-
spiel Dorfplätze entstehen auch im Förderschwerpunkt Wohnen/Innenentwick-
lung. Die Förderkriterien des ELR werden dabei im Rahmen der jähr lichen Pro-
grammausschreibungen an aktuelle gesellschaftliche und wirtschaftliche Heraus-
forderungen angepasst. Aktuell liegt der Schwerpunkt im ELR insbesondere auf 
den Themen Innenentwicklung/Wohnen und Grundversorgung sowie der Orts-
kernentwicklung. Aber auch Aspekten des Klimaschutzes und der Klimaresilienz 
wird Rechnung getragen.

Das EU-Förderprogramm LEADER („Liaison entre actions de développement 
de l’économie rurale) verbindet Aktionen zur Entwicklung der ländlichen Wirt-
schaft. Für die Förderperiode 2023 bis 2027 wurden 20 LEADER-Aktionsgrup-
pen ausgewählt. Ihnen stehen insgesamt 46 Mio. Euro aus Mitteln der EU zur 
Verfügung. Hinzu kommen 20 bis 25 Mio. Euro aus Landesmitteln, insbesondere 
aus dem ELR. Damit können die neuen LEADER-Gebiete im Zeitraum von 2023 
bis 2027 über Fördermittel der EU und des Landes in Höhe von insgesamt bis zu 
70 Mio. Euro entscheiden. LEADER wird im Rahmen des Bottom-up Ansatzes 
umgesetzt. 

Das bedeutet, über die Fördermittel entscheiden jeweils die LEADER-Aktions-
gruppen in den ausgewählten Gebieten. Sie setzen sich zusammen aus lokalen 
Vertreterinnen und Vertretern der Zivilgesellschaft, der Wirtschafts- und Sozial-
partner und der Kommunen. Auf Basis der jeweiligen Regionalen Entwicklungs-
konzepte entscheiden die LEADER-Aktionsgruppen welche Projekte gefördert 
werden. Im Mittelpunkt der LEADER-Förderung stehen Vorhaben, welche die 
interkommunale Zusammenarbeit stärken und Antworten auf aktuelle Herausfor-
derungen entwickeln und erproben, wie etwa den demografischen Wandel, Nah-
versorgung und Ressourcenschutz. Zudem soll LEADER künftig mehr als bisher 
auch einen aktiven Beitrag zur Umsetzung des Europäischen Green Deal leisten. 
LEADER ermöglicht eine aktive Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern, Ver-
einen, Verbänden und Institutionen an der Weiterentwicklung der ländlichen Re-
gionen.

Mit dem Programm Wohnungsbau BW macht die Landesregierung differenziert 
ausgestaltete Angebote der sozial orientierten Wohnraumförderung, die sich an 
Selbstnutzende wie Inverstoren gleichermaßen überall im Land richten. Für die 
Landeswohnraumförderung steht im Programmjahr 2023 ein Bewilligungsvolu-
men von insgesamt rund 463 Mio. Euro zur Verfügung. Rund 326 Mio. Euro 
davon sind Bundesfinanzhilfen, davon entfallen rund 65 Mio. Euro auf das soge-
nannte „Junge Wohnen“ für Studierende und Auszubildende. Von den im laufen-
den Programmjahr bewilligten Fördermitteln aus dem Programm Wohnungsbau 
BW entfällt ein Drittel auf den Ländlichen Raum. Weitere Fördermittel stellt das 
Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen gezielt für „Neues Wohnen“ 
mit gemeinschaftlichen generationenübergreifenden Wohnprojekten (16 Mio. 
Euro in den Jahren 2023 und 2024) sowie für „Wohnraum für Geflüchtete“ (ins-
gesamt 80 Mio. Euro) zur Verfügung. Beim Landesförderprogramm „Wohnraum 
für Geflüchtete“ stammen bislang 40 Prozent der Anträge von Kommunen im 
Ländlichen Raum.

Die Programme der Städtebauförderung unterstützen die Städte und Gemein-
den bei ihrer zukunftsfähigen Weiterentwicklung und bei der Schaffung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse. Zur Behebung städtebaulicher Missstände können 
die Finanzhilfen zum Beispiel dafür eingesetzt werden, bestehenden Wohnraum 
zu modernisieren und neuen Wohnraum zu aktivieren, den öffentlichen Raum 
neuzugestalten, Gemeinbedarfseinrichtungen wie Kindertagesstätten zu moder-
nisieren oder Klimawandelanpassungsmaßnahmen umzusetzen. Hierzu wurden 
den Kommunen in Baden-Württemberg im Programmjahr 2023 239 Mio. Euro 
Finanzhilfen bewilligt (davon rund 76 Mio. Euro vom Bund). Mehr als die Hälf-
te der Finanzhilfen der Städtebauförderung fließen aktuell in den Ländlichen 
Raum. Von landesweit 655 Kommunen im Ländlichen Raum sind bzw. waren 
fast 450 mit städtebaulichen Erneuerungsmaßnahmen in der Städtebauförderung 
vertreten. 
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Neben den Normalprogrammen der Städtebauförderung unterstützt das Ministe-
rium für Landesentwicklung und Wohnen die Kommunen mit den landeseigenen 
Programmen Investitionspakt Baden-Württemberg „Soziale Integration im Quar-
tier“ (IBW) und der „Nichtinvestiven Städtebauförderung“ (NIS). Im IBW steht 
im Programmjahr 2023 ein Bewilligungsvolumen in Höhe von 20 Mio. Euro be-
reit. Im NIS eine Mio. Euro.

Die Förderung von Schulbaumaßnahmen richtet sich am erforderlichen Raum-
bedarf einer Schule aufgrund der eingerichteten Schularten und Bildungsgänge 
sowie deren langfristig zu erwartenden Zügigkeit einerseits und dem vorhandenen 
Raumbestand andererseits aus. Die dieser Beurteilung zu Grunde zu legenden 
Schemata zur Ermittlung des Flächenbedarfs für die verschiedenen Schularten 
gelten dabei landesweit einheitlich. Auch hierdurch trägt die Landesregierung 
dem Anliegen Rechnung, dass möglichst gleichwertige Lebensverhältnisse im 
ganzen Land sichergestellt werden sollen.

Die Strategie „Quartier 2030 – Gemeinsam.Gestalten.“ ist ein zentraler gesell-
schaftspolitischer Gestaltungsauftrag der Landesregierung. Ziel der Strategie, die 
im Jahr 2017 ins Leben gerufen wurde, ist es, Kommunen und zivilgesellschaft-
liche Akteure bei einer alters- und generationengerechten Quartiersentwicklung 
vor Ort zu unterstützen und zu begleiten. Rund 550 Kommunen sind bislang mit 
den Angeboten der Landesstrategie erreicht worden. Unter anderem wurden ins-
gesamt 470 Projekte mit rund 14,5 Mio. Euro finanziell unterstützt. Dabei will 
Quartiersentwicklung Gemeinschaft jenseits familiärer Strukturen dort erlebbar 
machen, wo sie entsteht: In den Nachbarschaften, Stadtvierteln, Dörfern und Ge-
meinden. Kommunen und zivilgesellschaftliche Akteure können je nach Bedarf 
die passenden Maßnahmen zur Umsetzung ihrer lokalen Quartiersprojekte aus-
wählen. Mithilfe von Beratung, Förderungen, Vernetzung, Informationsvermitt-
lung und Qualifizierung wird die kommunale Quartiersentwicklung vorangetrie-
ben, gestärkt und unterstützt. Über die Hälfte der Kommunen im Land haben 
bereits Angebote der Landesstrategie in Anspruch genommen. Ländliche Kom-
munen können sich beispielsweise durch die Fachberatung des Gemeinsamen 
Kommunalen Kompetenzzentrum Quartiersentwicklung (GKZ.QE) beraten las-
sen. Da das GKZ.QE von den drei Kommunalen Landesverbänden getragen wird, 
können die ländlichen Kommunen sowohl durch direkte Beratung als auch durch 
die Beratung der Landkreisverwaltung gestärkt werden. Die Vernetzung und der 
Erfahrungsaustausch der ländlichen Kommunen untereinander wird zudem durch 
aktuelle zusätzliche Förderungen unterstützt und erprobt.

Mobilität ist eine wichtige Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe. Die für 
den Klimaschutz notwendige Verkehrswende soll langfristig resiliente Lebensbe-
dingungen ermöglichen und vor Ort vielfältige Mobilitätsformen gewährleisten. 
Eine attraktive, barrierefreie, bezahlbare und sichere Mobilität spielt für die Zu-
kunftsfähigkeit der ländlichen Räume eine zentrale Rolle. Die Maßnahmen des 
Landeskonzepts Mobilität und Klima werden hierfür als politische Richtschnur 
für die kommenden Jahre fungieren. Bei jeder Maßnahme sind deshalb die spezi-
fischen Situationen in Stadt und Land differenziert. Ein zentrales Handlungsfeld 
für gesellschaftliche Teilhabe und einen gleichwertigen Zugang zu öffentlicher 
Mobilität in ländlichen Regionen stellt ein verlässlicher Nahverkehr dar. Ein kon-
sequenter Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) soll diesen zum 
Rückgrat für eine Mobilität für alle machen. Das Ziel der Landesregierung ist 
die Mobilitätsgarantie im ÖPNV. Diese beinhaltet ein verlässliches und landes-
weit flächendeckendes Angebot von 5 bis 24 Uhr. Insbesondere in Regionen mit 
schwächerer Verkehrsnachfrage sollen dazu flexible Bedienformen wie On-De-
mand-Verkehre ergänzend zu Bussen und Bahnen zum Einsatz kommen.

Das Wirtschaftsministerium hat im Jahr 2019 zusammen mit dem Verkehrsminis-
terium und dem Ministerium Ländlicher Raum den Ideenwettbewerb „Koopera-
tive Mobilitätskonzepte im Ländlichen Raum: Wie lassen sich bürgerschaftliche 
oder unternehmerische Sharing-Konzepte durch Autohäuser/-werkstätten/-händ-
ler professionell unterstützen?“ ausgerufen. Der Wettbewerb fand im Rahmen des 
ressortübergreifenden Impulsprogramms für den gesellschaftlichen Zusammen-
halt statt. Aus den eingereichten Anträgen wurden sechs Vorhaben für eine Förde-
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rung ausgewählt und bewilligt. Ziel des Ideenwettbewerbs war die Unterstützung 
von Akteuren aus dem Mobilitätssektor im Ländlichen Raum, um vor dem Hin-
tergrund der Transformation der Automobilwirtschaft neue, nachhaltige und inno-
vative Mobilitätslösungen und Geschäftsmodelle zu entwickeln und die Mobili-
tätsverhältnisse in ländlich geprägten Räumen zu verbessern. Um die gewonnenen 
Erkenntnisse auch für andere Kommunen als Blaupause zur Verfügung zu stellen, 
begleitete das Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation (IAO) 
die Projekte und erstellte einen entsprechenden Handlungsleitfaden mit den zent-
ralen Ergebnissen. Zwischenzeitlich konnten alle Projekte abgeschlossen werden.

Das Wirtschaftsministerium hat in Kooperation mit dem Wissenschaftsministe-
rium und dem Ministerium Ländlicher Raum den Wettbewerb „Regionale Wett-
bewerbsfähigkeit durch Innovation und Nachhaltigkeit – RegioWIN 2030“ für die 
Förderphase 2021 bis 2027 des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung 
(EFRE) der Europäischen Union aufgelegt, um im Rahmen eines Bottom-up-Pro-
zesses die regionale Vor-Ort-Kompetenz optimal zu nutzen.

Ziel des Wettbewerbs RegioWIN 2030 ist es, in den Regionen die Wettbewerbs-
fähigkeit zu verbessern und damit zu einer zukunftsfähigen Regionalentwicklung 
beizutragen. Regionen, Kreise, Städte und Gemeinden waren dazu aufgerufen, 
gemeinsam mit Akteuren aus Wirtschaft, Wissenschaft, Gesellschaft und Verwal-
tung individuelle Entwicklungskonzepte und Projektvorschläge für ihre Region 
zu erarbeiten, um auf ihren jeweiligen Stärken aufbauend ihre Zukunftsfähigkeit 
zu verbessern. Im Rahmen des Wettbewerbs wurden u. a. modellhafte An sätze 
einer nachhaltigen, multimodalen Mobilität prämiert. Leuchtturmprojekte, die 
dieses Themenfeld adressieren, wurden bewilligt. In der Reallaborsituation wer-
den Lösungen, zum Beispiel der gemeinsamen Personen- und Gütermobilität mit 
relevanten Stakeholdern erprobt. Ausdrückliches Ziel der Vorhaben ist die Über-
tragbarkeit der zu entwickelnden Lösungen auch auf den Ländlichen Raum.

Der dezentrale Aufbau von Elektrolyseuren sowie Erzeugungskapazitäten für 
klimaneutralen Wasserstoff ist ein wichtiges Element der Wasserstoffstrategie 
des Landes. Dezentrale Wasserstoffstrukturen sind bis zu einer flächendecken-
den Versorgung über Fernleitungs- und Verteilnetze zur Deckung des steigenden 
Wasserstoffbedarfes erforderlich und dienen der energetischen Versorgungssi-
cherheit, insbesondere auch des Ländlichen Raums bzw. der Nachfragecluster, die 
erst spät an eine entsprechende leitungsgebundene Infrastruktur angebunden wer-
den können. In diesem Kontext strebt die Landesregierung an, sog. Grundstandor-
te für die Aufstellung von Elektrolyseuren zu identifizieren und potenzielle Inves-
toren durch die Bereitstellung entsprechender Informationen zu unterstützen. Die 
Landesregierung wird sich in diesem Zusammenhang gegenüber der Bundesre-
gierung auch weiter dafür einsetzen, dass Elektrolysestandorte und dazugehörige 
Netzknotenpunkte auch in Baden-Württemberg berücksichtigt werden.

Für gleichwertige Lebensverhältnisse und einen zukunftsfähigen Ländlichen 
Raum sind darüber hinaus für die Landesregierung noch eine Vielzahl weiterer 
Themen von Bedeutung (vgl. Drs. 17/2561).

4.  welche Kenntnisse sie zur Wohnraumsituation im Ländlichen Raum in Baden-
Württemberg hat (u. a. zu Wohnangebot und -nachfrage, Leerstände, Anteile 
verschiedener Wohnformen, Pendelwege zwischen Wohnort und Arbeitsplatz, 
Miet- und Kaufpreisentwicklung auf dem Wohnungsmarkt);

Zu 4.:

Im Ländlichen Raum besteht das Wohnangebot im Vergleich zum Verdichtungs-
raum aus einem höheren Anteil an Einfamilienhäusern, Gebäude mit drei und 
mehr Wohneinheiten sowie generell Mietwohnungen sind dort seltener anzutref-
fen als in den urbanen Zentren. (vgl. Anlage, Tabellen 3 und 4). Hierbei sind 
gerade ältere Gebäude mit einem Baujahr vor 1980 besonders häufig leerstehend 
sowie Gebäude mit lediglich zwei Wohneinheiten, wie sie häufig auch im Länd-
lichen Raum anzutreffen sind (vgl. Anlage, Tabelle 5).
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Im Ländlichen Raum nutzen die meisten Menschen an erster Stelle das Auto, um 
zu ihrer Arbeitsstelle zu gelangen. Dabei kann zwischen zentralen Städten, städ-
tischem Raum und kleinstädtischen/dörflichen Raum innerhalb des Ländlichen 
Raumes differenziert werden. Während in zentralen Städten 67 % das Auto nut-
zen, weitere 32 % das Fahrrad oder zu Fuß gehen und 20 % den ÖPNV, sind dies 
im dörflichen Raum 83 %, die das Auto nutzen, 22 % fahren Fahrrad oder gehen 
zu Fuß und nur 1 % nutzt den ÖPNV (MOBICOR: Verkehrsministerium). Men-
schen in kleineren Gemeinden müssen hierbei besonders häufig für ihre Arbeit 
zwischen ihrer Wohngemeinde und anderen Gemeinden pendeln, zudem sind die 
Strecken, die sie hierbei zurücklegen, besonders groß (vgl. Anlage, Tabelle 6). 
Sind damit die Mobilitätskosten im Ländlichen Raum im Durchschnitt höher, so 
sind auf der anderen Seite die durchschnittlichen Mietkosten im Ländlichen Raum 
geringer als in den verdichteten Räumen des Landes (vgl. Anlage, Tabelle 7).

Das Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen untersucht im Zuge der 
Raumanalyse bezüglich der Wohnraumsituation aktuell räumliche Trends für 
ganz Baden-Württemberg. Die Untersuchungen sind jedoch noch nicht abge-
schlossen.

5.  welche Chancen und Herausforderungen sie mit Blick auf die Wohnraumver-
sorgung im Ländlichen Raum in den nächsten Jahren erwartet;

Zu 5.:

Chancen und Herausforderungen im Hinblick auf die Wohnraumversorgung im 
Ländlichen Raum sind einerseits durch die dort gegebenen Potenziale für die 
Schaffung zusätzlichen Wohnraums gerade auch innerhalb bereits bestehender 
Bebauungszusammenhänge gekennzeichnet, andererseits durch die verbreitet ge-
gebene Notwendigkeit einer Anpassung von Bebauung an heutige Wohnanforde-
rungen. Eine zentrale Herausforderung wird also die weitere Diversifizierung des 
Wohnraumangebots für verschiedene Bevölkerungsgruppen darstellen. 

Der demografische Wandel bedingt zum Beispiel, dass in wachsendem Umfang 
geeigneter Wohnraum für ältere Menschen benötigt wird. Zudem muss auch den 
Anforderungen und Wünschen anderer Bevölkerungsgruppen Rechnung getragen 
werden, zum Beispiel jungen Erwachsenen (vgl. Ziffer 13). Gerade im Bereich 
von kleineren Mietwohnungen besteht hierbei noch Bedarf im Ländlichen Raum.

6.  wie sie die Anforderungen an das Wohnen der verschiedenen Altersgruppen 
und Lebenssituationen im Ländlichen Raum einschätzt und wie sie diesen Be-
dürfnissen und Bedarfen, insbesondere von jungen und von älteren Menschen 
im Ländlichen Raum, mit entsprechenden Modellprojekten oder weitergehen-
den Maßnahmen begegnet;

Zu 6.:

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Ziffern 6 und 13 gemeinsam be-
antwortet.

7.  welche Rolle aus ihrer Sicht die Sanierung und der Umbau des Gebäudebe-
stands im Ländlichen Raum zur mittel- bis langfristigen Wohnraumversorgung 
einnehmen und wie sie diese fördert;

Zu 7.:

Im Mittelpunkt der ELR-Förderung steht die Innenentwicklung, die Nutzung in-
nerörtlicher (Brach-)Flächen und die Aktivierung und Modernisierung bestehen-
der Bausubstanz. Es werden so Förderanreize gesetzt, die darauf abzielen, inner-
örtliche Potenziale und die Infrastruktur im Ort besser auszunutzen und der Aus-
weisung von Neubaugebieten entgegenzuwirken. Werden bei Gebäudeumnutzun-
gen oder Modernisierungen überwiegend CO2-speichernde Baustoffe eingesetzt, 
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so erhöht sich die Maximalförderung pro Wohneinheit. Aufgrund des Mangels 
an zeitgemäßen und bezahlbaren Wohnraum fließen seit 2017 die Hälfte der zur 
Verfügung stehenden ELR-Mittel in den Förderschwerpunkt Innenentwicklung/
Wohnen. Von 2017 bis heute wurden bereits über 9 100 Wohnungen durch die 
Umnutzung leerstehender oder untergenutzter Gebäude, durch Modernisierungen 
oder Aufstockungen oder durch den Neubau in Baulücken gefördert. Mit dem 
ELR wird somit ein wertvoller Beitrag zur Wohnraumversorgung in ländlichen 
Regionen geleistet.

Mit LEADER können private Vorhaben zur Sanierung oder zum Umbau von Ge-
bäudebeständen ebenfalls gefördert werden. So konnten zum Beispiel ehemalige 
landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude für eine Nutzung als Café oder Veranstal-
tungsraum umgebaut und weitergenutzt werden. Leerstehende Gebäude konnten 
als Wohnraum umgenutzt werden.

In Ortskernen ländlicher Kommunen sind die Grundstücke oft ungünstig geformt 
und verwinkelt angeordnet. Hinzu kommen Überbauungen oder die Erschließung 
über benachbartes Grundeigentum. Wohnraum bleibt ungenutzt, nicht mehr be-
nötigte Ökonomiegebäude verfallen und Flächen sind unbebaut. Mit der inner-
örtlichen Bodenordnung durch eine Flurneuordnung schafft die Landesregierung 
gut geformte Grundstücke, die durch öffentlich-rechtliche Zufahrten erschlossen 
sind und beseitigt zudem Überbauungen durch gezielte Grenzkorrekturen. Durch 
die Schaffung der rechtlichen und baulichen Voraussetzungen entstehen attraktive 
Bauplätze und die Grundlage für private Investitionen in bestehende, bisher un-
genutzte Gebäude. Die Aktivierung dieser innerörtlichen Potenziale spart Neu-
baugebiete.

Insbesondere im Ländlichen Raum ergeben sich durch den demografischen Wan-
del hohe Umbaubedarfe. Hierzu zählt die Anpassung der öffentlichen Räume in 
Bezug auf mehr Barrierefreiheit und Klimawandelanpassung sowie die Moder-
nisierung und der Umbau von Wohnungen, sodass sie sowohl von älteren Men-
schen als auch von jungen Familien genutzt werden können. Mit Hilfe der Städte-
bauförderung wird den Kommunen die Möglichkeit gegeben, wichtige Anreize 
für die Modernisierung und Instandsetzung von Gebäuden sowie die Leerstands-
aktivierung zu setzen. So unterstützen die Finanzhilfen die Kommunen dabei, 
private Modernisierungsmaßnahmen zu bewirken, sodass diese langfristig dem 
Wohnungsmarkt zur Verfügung stehen bzw. bei Leerstand einer Wohnnutzung 
zugeführt werden können. Vor dem Hintergrund der drängenden Nachfrage nach 
Wohnraum besteht in der Städtebauförderung Baden-Württemberg zudem ein 
förmlicher Fördervorrang für die Schaffung von Wohnraum durch Umnutzung, 
Modernisierung und Aktivierung von leerstehenden Immobilien sowie durch die 
Freilegung und Aktivierung untergenutzter (Brach-)Flächen.

Umbau und Sanierung bestehender Gebäude zu Wohnzwecken nehmen aus Sicht 
der Landesregierung im Ländlichen Raum wie überall im Land eine wichtige Rol-
le in der Wohnraumversorgung ein. Im Rahmen des Programms Wohnungsbau 
BW fördert die Landesregierung mit attraktiven Förderanreizen in Form zinsver-
billigter Darlehen bzw. teilweise alternativ auch in Form von Zuschüssen landes-
weit namentlich die Modernisierung im Mietwohnungsbestand unter Begründung 
von Miet- und Belegungsbindungen, Änderungs- und Erweiterungsmaßnahmen 
zur Schaffung zusätzlichen sozial gebundenen Mietwohnraums sowie die Moder-
nisierung in Wohnungseigentümergemeinschaften.

Neben Gebäuden für Wohnzwecke spielt auch der Bau und der Erhalt vieler wei-
terer Gebäudetypen eine wichtige Rolle für die Zukunftsfähigkeit der ländlichen 
Räume. 

So sind beispielsweise der Bau und die räumliche Ausstattung von Schulen eben-
falls Aufgabe der Kommunen. Die kommunalen Schulträger nehmen diese in ei-
gener Zuständigkeit wahr. Hierzu gehört auch der bauliche Unterhalt bestehender 
Schulgebäude. Eine Einflussnahme des Landes darauf, wie Schulträger diese Auf-
gaben wahrnehmen, würde einen Eingriff in das kommunale Selbstverwaltungs-
recht darstellen und ist deshalb nicht möglich. Das Land Baden-Württemberg 
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fördert jedoch bei Vorliegen der Zuwendungsvoraussetzungen Baumaßnahmen 
zur Schaffung des für den lehrplanmäßigen Unterricht oder den Ganztagsbetrieb 
von Schulen erforderlichen Raumbedarfs sowie die Sanierung bestehender Schul-
gebäude.

8.  ob und ggf. wie sie plant, mittels einer Informationsoffensive für verdichtete 
Bauweise im Ländlichen Raum die Akzeptanz für Nachverdichtung zu steigern;

Zu 8.:

Die Änderung bzw. Aufstellung von Bebauungsplänen, um die planerischen Vo-
raussetzungen zur Nachverdichtung von städtebaulichen Bestandsquartieren zu 
schaffen, bleibt aufgrund der kommunalen Planungshoheit den Städten und Ge-
meinden vorbehalten. Eine konkrete Informationsoffensive ist derzeit nicht in Pla-
nung, doch mit den beschriebenen Programmen und Projekten fördert die Landes-
regierung gezielt die Innenentwicklung und damit auch die innerörtliche Nachver-
dichtung im Ländlichen Raum.

Die Baukulturinitiative des Landes unterstützt beispielsweise Kommunen und an-
dere Akteure des Städtebaus u. a. auch mit Lösungsvorschlägen zur städtebau-
lichen Nachverdichtung, indem besonders innovative und damit beispielhafte Pro-
jekte kommuniziert werden. Durch Auszeichnungen, wie dem Staatspreis Baukul-
tur, oder den regionalen Baukultur-Initiativen werden diese sichtbar gemacht. Die 
Landesregierung fördert zudem die Einrichtung kommunaler und interkommuna-
ler Gestaltungsbeiräte mit dem Ziel, Kommunen durch externe Beratung bei der 
Suche nach den besten städtebaulichen und architektonischen Lösungen für die 
Herausforderungen vor Ort, so auch der flächensparenden verdichteten Bauweise, 
zu unterstützen.

9.  welche Beispiele ihr im Sinne eines Best Practices für dreifache Innenentwick-
lung, Klimaresilienz und nachbarschaftliche Quartiere im Ländlichen Raum 
bekannt sind und mit welchen Maßnahmen sie entsprechende Vorhaben unter-
stützt;

Zu 9.:

Sowohl das ELR, wie auch LEADER und die Städtebauförderung fördern um-
fassend Projekte zur Innenentwicklung. So können Treffpunkte in Ortschaften zur 
Vernetzung der Bürgerinnen und Bürger gefördert werden. Mit der Sanierung und 
der Neuschaffung von Grünflächen wird der Freizeitwert und die Klimaresilienz 
vor Ort erhöht. In LEADER wird zudem über den Ausbau von Radwegen ein Bei-
trag zur mobilen Infrastruktur geleistet.

Zu einem Best Practice Beispiel für eine klimaresiliente Innenentwicklungs-
maßnahme im Ländlichen Raum zählt die städtebauliche Erneuerungsmaßnah-
me „Entwicklung Altstadt – Unteres Mainviertel“ in Freudenberg. Mit Hilfe von 
Städtebaufördermitteln ist es gelungen, den Gebäudebestand, der nach einem 
Hochwasser im Jahr 2003 stark beschädigt wurde, behutsam zu modernisieren 
und in Kombination mit Hochwasserschutzmaßnahmen qualitätsvolle Grün- und 
Freiflächen zu schaffen. Dank der umfassenden Neugestaltungs- und Hochwasser-
schutzmaßnahmen konnte die als Gesamtanlage unter Denkmalschutz stehende 
Altstadt von Freudenberg vor dem weiteren Verfall bewahrt und als Wohn- und 
Wirtschaftsstandort nachhaltig gestärkt werden. Weitere „Erfolgsgeschichten der 
Städtebauförderung“ können eingesehen werden unter: https://mlw.baden-wuert-
temberg.de/de/staedtebau/staedtebaufoerderung/erfolgsgeschichten-aus-50-jah-
ren-staedtebaufoerderung.

Das Förderprogramm „Quartiersimpulse“ der Landesstrategie „Quartier 2030“ 
wurde von bisher 117 Kommunen in Anspruch genommen, um Entwicklung von 
Konzepten und Durchführung für quartiersbezogene Maßnahmen im Themenfeld 
„Pflege und Unterstützung im Alter“ bzw. „Maßnahmen zur generationen- und 
altersgerechten Gestaltung des Lebensumfelds“ voranzubringen. Diese und viele 
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andere beispielhafte Projekte sind auf der digitalen Landkarte der Website https://
www.quartier2030-bw.de/landkarte/ zu finden.

Mit dem Landeswettbewerb „Effizienzpreis Bauen und Modernisieren“ zeichnet 
das Umweltministerium Projekte aus, bei denen besonders kostengünstig und zu-
gleich energieeffizient modernisiert wird oder Wohngebäude und Nichtwohnge-
bäude neu gebaut werden. Ziel ist es zu zeigen, dass energieeffizientes Bauen und 
Modernisieren nicht per se teuer sein muss. Außerdem prämiert das Umweltmi-
nisterium private, öffentliche und gewerbliche Objekte (Wohngebäude und Nicht-
wohngebäude), deren Konzepte einen hohen Nachahmungseffekt haben und von 
anderen Bauherren ebenfalls umgesetzt werden können. Die prämierten Gebäude 
werden als Erfolgsmodelle in einer Preisverleihung öffentlich vorgestellt. 

Best Practice Beispiel aus dieser Prämierung: In Walddorfhäslach (LK RT) 
wurde die Ortsmitte als gesamtes Areal mit Neu- und Altbauten gesamtheitlich 
neu entwickelt. Dabei wurde den unterschiedlichen Voraussetzungen und Beson-
derheiten der historischen Gebäude sowie der Neubauten in besonderer Weise 
Rechnung getragen. So wurde unter den Neubauten ein Erdsondenfeld realisiert, 
welches über ein kaltes Nahwärmenetz mit den Wärmepumpen in den einzelnen 
Gebäuden verbunden ist. Auf den Dächern sorgen Photovoltaik-Anlagen für den 
benötigten Strom. Mit dieser Technik erreichen die Gebäude einen sehr niedrigen 
Endenergiebedarf und geringe CO2-Emissionen für Heizung und Hilfsstrom. Bei 
der gut gedämmten Gebäudehülle der Neubauten wurde besonderes Augenmerk 
darauf gelegt, möglichst wenig Energie bei der Herstellung zu verbrauchen. Auch 
unter dem Gesichtspunkt der Belebung der Ortsmitte ist das Projekt gelungen: 
So wurden neben Wohnungen auch Räume für Praxen, ein Kulturcafé sowie ein 
neues Rathaus mit Bürgerbüro, Trausaal und Mediathek geschaffen.

Eine flächeneffiziente und verkehrssparende Siedlungsentwicklung mit hoher Be-
völkerungs- und Arbeitsplatzdichte führt zu kürzeren und mehr selbstaktiven We-
gen, sie stärkt zudem dezentrale Versorgungsangebote. Die Kommunen sollen 
sich in Bestandsgebieten um Verdichtung und Durchmischung kümmern damit 
die dortigen Bewohnerinnen und Bewohner sowie Anliegerinnen und Anlieger 
von besseren Infrastrukturen profitieren. Speziell für kleine Kommunen sollen 
Aktionspläne für Mobilität, Klima- und Lärmschutz die strategische Verkehrs-
planung erleichtern. Das Verkehrsministerium baut Kapazitäten auf, um Kom-
munen bei der Erstellung und Umsetzung der Aktionspläne für Mobilität, Klima- 
und Lärmschutz zu beraten und zu begleiten. Es fehlt an belebten Ortskernen, in 
denen man sich gerne aufhält und die Raum für Begegnung bieten. Insbesondere 
sollen bessere Bedingungen geschaffen werden, sich sicher, gesund und günstig 
zu Fuß, mit dem Rad oder dem ÖPNV fortzubewegen. Ziel des Verkehrsminis-
teriums ist die Schaffung von 500 verkehrsberuhigten und lebendigen Ortsmitten 
bis 2030. Für konkrete Umgestaltungsmaßnahmen stehen Fördermittel des Lan-
des bereit und es gibt die Möglichkeit zur Einrichtung von geförderten Personal-
stellen für die Koordination solcher Projekte. Eine eigene Servicestelle für den 
Bereich Ortsmitten informiert und berät Kommunen. Angeboten wird u. a. eine 
örtliche Qualitätserfassung, Vorher-Nachher Visualisierungen sowie mobile Mö-
blierungselemente für temporäre Umgestaltungen. Diese Services sind für Kom-
munen in Baden-Württemberg kostenfrei.

Kommunen im Ländlichen Raum haben im Bereich Klimaresilienz vielfach vom 
Förderprogramm KLIMOPASS des Landes Baden-Württemberg profitiert: 

Seit 2018 wurden 140 Projekte in diesem Förderprogramm des Umweltminis-
teriums bewilligt, darunter 26 Projekte von Kommunen mit weniger als 10 000 
Einwohnerinnen und Einwohnern sowie weiteren 31 Kommunen mit weniger 
als 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern. Weiterhin trägt ein umfassendes 
Starkregenrisikomanagement zur Klimaresilienz im Ländlichen Raum bei. Viele 
Kommunen im Ländlichen Raum betreiben Starkregenrisikomanagement, zum 
Beispiel die Stadt Biberach an der Riß, die auch ein Förderprogramm zum Stark-
regenschutz für Bürgerinnen und Bürger aufgesetzt hat.
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10.  wie sie in diesem Sinne nicht nur Kommunen, sondern auch Genossenschaften 
und andere Akteure bei entsprechenden Vorhaben begleitet oder unterstützt;

Zu 10.:

Projektträger im ELR und in LEADER können neben Kommunen zum Beispiel 
auch Unternehmen, Vereine, Privatpersonen oder auch Genossenschaften sein. 
Die Beratung zur Antragstellung im Rahmen des ELR erfolgt durch die Gemein-
den. Das jeweilig zuständige Regierungspräsidium berät die Gemeinden bei Be-
darf. Die LEADER-Aktionsgruppen setzen sich zusammen aus Vertreterinnen 
und Vertretern der Zivilgesellschaft, der Wirtschafts- und Sozialpartner und Kom-
munen. In den LEADER-Aktionsgruppen sind zahlreiche Verbände vertreten. Je-
de ausgewählte LEADER-Aktionsgruppe verfügt über eine Geschäftsstelle, die in 
den jeweiligen Gebieten für eine entsprechende Öffentlichkeitsarbeit zuständig ist 
und potenzielle Antragstellerinnen und Antragssteller begleitet und unterstützt.

Die Angebote des Programms Wohnungsbau BW im Bereich der Mietwohnraum-
förderung richten sich auch an Genossenschaften. Die Objekte können dabei auch 
gemischt genutzt konzipiert sein, insbesondere also zugleich Funktionen der Da-
seinsvorsorge übernehmen. Hinzu kommt eine Förderung des Erwerbs von Ge-
nossenschaften für selbst genutzten Wohnraum.

Den sozialgenossenschaftlichen Ansatz unterstützt das Sozialministerium im Rah-
men der Landesstrategie „Quartier 2030 – Gemeinsam.Gestalten.“ verstärkt seit 
dem Jahr 2020 durch ein Informations-, Beratungs- und Vernetzungsangebot beim 
Baden-Württembergischen Genossenschaftsverband für die Zivilgesellschaft und 
seit September 2022 zusätzlich für Kommunen. So konnten bereits einzelne Ini-
tiativen in ihren sozialgenossenschaftlichen Gründungsvorhaben, nachbarschaft-
liche Unterstützungsangebote aufzubauen, begleitet werden. Aus diesem Angebot 
sind konkrete Projekte hervorgegangen. 

Exemplarisch als Best Practice Beispiele können hier zwei der vier prämierten 
Projekte der ersten Förderung genannt werden, die im Ländlichen Raum liegen: 
„Jedes Dorf braucht ein Herz – Dachgenossenschaft Niedereschach“ im Land-
kreis Schwarzwald-Baar-Kreis“ und „Quartiersgenossenschaft Amtzell“ im Land-
kreis Ravensburg.

Im Rahmen der Landesstrategie „Quartier 2030 – Gemeinsam.Gestalten.“ können 
zivilgesellschaftliche Initiativen zudem über das ressortübergreifende Förderpro-
gramm „Gut Beraten!“ Gutscheine in Höhe von bis zu 4 000 Euro für die Be-
ratung zu Fragen der Projektinitiierung und -organisation sowie zur Beratung bei 
der Durchführung von Projekten erhalten. Über „Gut Beraten! Quartiersentwick-
lung“ sind seit Dezember 2017 insgesamt 178 Projekte gefördert worden.

11.  welche Kenntnisse sie zur Entwicklung der Anzahl von Near-by-Offices/Co-
Working-Spaces im Ländlichen Raum in Baden-Württemberg in den letzten 
zehn Jahren hat und welchen Bedarf sie für weitere Near-by-Offices/Co-Wor-
king-Spaces im Ländlichen Raum sieht;

12.  wie sie Near-by-Offices/Co-Working-Spaces im Ländlichen Raum fördert oder 
plant, zu fördern;

Zu 11. und 12.:

Um das (dezentrale) Angebot an Arbeitsplätzen im Ländlichen Raum zu steigern 
und dem Trend hin zum mobilen Arbeiten zu begegnen, sind Near-by-Offices und 
Co-Working-Spaces im Förderschwerpunkt Arbeiten des ELR mit einer Maxi-
malförderung von 200 000 Euro förderfähig (bzw. 250 000 Euro bei überwiegen-
dem Einsatz von CO2-bindenden Baustoffen). In den ELR-Ausschreibungen zum 
Jahresprogramm wird seit einigen Jahren auf die Fördermöglichkeit hingewiesen. 
Auch in LEADER können Projekte zur Konzeption und zur Schaffung von Near-
by-Offices und Co-Working-Spaces gefördert werden.
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Unter dem Titel „CoworkingLand BW“ fördert das Ministerium Ländlicher Raum 
in den Jahren 2023 und 2024 den Aufbau eines regionalen Netzwerks aus Ko-
operationsorten einzelner Kommunen für Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen, 
Start-ups, Künstlerinnen und Künstler, weiteren Interessierten und Kommunen. 
Erstmals in Deutschland sollen hierbei die Trendentwicklungen der letzten Jahre 
im Ländlichen Raum aufgegriffen und miteinander kombiniert werden, indem ein 
Netzwerk aus einzelnen Kooperationsorten von Kommunen entsteht. 

Vorzugsweise werden zur Errichtung solcher Kooperationsorte Leerstandsge-
bäude der Kommunen oder Konversionsflächen genutzt und so einer sinnvollen 
neuen Nutzung zugeführt. Die Vernetzung der einzelnen Kooperationsorte der 
Kommunen steht beim Modellprojekt im Fokus.

13.  wie sie andererseits vor dem Hintergrund des breiten Fachkräftebedarfs den 
Bedarf für arbeitsplatznahen Wohnraum im Ländlichen Raum einschätzt und 
wie sie die Bereitstellung hiervon im Ländlichen Raum fördert.

Zu 6. und 13.:

Verfügbarer Wohnraum ist ein entscheidender Standortfaktor, Auch im Länd-
lichen Raum sieht die Landesregierung deshalb einen Bedarf für arbeitsplatz-
nahen Wohnraum. Daher fließt beispielsweise die Hälfte der jährlich zur Verfü-
gung stehenden ELR-Fördermittel in den Förderschwerpunkt Innenentwicklung/
Wohnen. Auch im Rahmen des Programms LEADER werden Projekte zur Wohn-
raumversorgung unterstützt. ELR- und LEADER-Projekte steigern die Attraktivi-
tät des Ländlichen Raums, was die Bereitschaft von Fachkräften erhöht, im Länd-
lichen Raum zu bleiben oder sich dort anzusiedeln. Das Programm LEADER 
wird im Rahmen des „Bottom-up-Ansatzes“ durchgeführt. Der LEADER-Ansatz 
geht davon aus, dass die Bürgerinnen und Bürger vor Ort ihre Bedürfnisse am 
besten kennen und bietet die Möglichkeit Projekte zu fördern, die diese Bedarfe 
am besten aufgreifen und decken können. Im Kraichgau förderte die LEADER-
Aktionsgruppe zum Beispiel die Entwicklung von Konzepten zum Thema Junges 
Wohnen. Dabei wurden insbesondere die Bedürfnisse von jungen Menschen in 
der Ausbildung oder dem Studium berücksichtigt. Als potenzieller Wohnraum 
wurden Umnutzungen von Bestandimmobilien betrachtet.

Mangel an attraktivem und bezahlbarem Wohnraum ist einer der wesentlichen 
Gründe, warum junge Erwachsene nicht im Ländlichen Raum bleiben bzw. nach 
Ausbildung oder Studium nicht wieder in die ländlichen Gemeinden zurückkom-
men. Auch die vom Land in 2018 in Auftrag gegebene IREUS-Studie bekräftig-
te, dass für jüngere Menschen in ländlichen Räumen oftmals kein ausreichendes 
passendes Wohnangebot vorhanden ist, wie etwa kleine Mietwohnungen oder 
Wohngemeinschaften. Im Jahr 2021 förderte das Ministerium Ländlicher Raum 
daher ein Projekt, bei dem sechs beteiligte Modellgemeinden einen begleiteten 
Planungsprozess durchliefen, bei dem vor Ort geeignete Leerstände identifiziert, 
mögliche Finanzierungsmodelle vorgestellt und passgenau der Bedarf für Junges 
Wohnen ermittelt wurde. Am Ende lagen in den Modellkommunen konkrete und 
umsetzbare Konzepte für Junges Wohnen vor. 

Aufgrund des großen öffentlichen Interesses am Thema Junges Wohnen und des-
sen hoher Bedeutung für die Zukunftsfähigkeit des Ländlichen Raums unterstützt 
das Ministerium Ländlicher Raum zudem auch ein im Februar 2022 gestartetes 
Folgeprojekt zum Jungen Wohnen. In dessen Rahmen wurde bereits eine umfas-
sende Website zum gesamten Themenfeld Junges Wohnen ins Leben gerufen, zu-
dem soll der Wissenstransfer durch Exkursionen und Fachtagungen weiter vertieft 
werden. Um Wohnentscheidungen junger Menschen umfassend zu ver stehen, 
führt die Universität Stuttgart zudem derzeit die vom Land geförderte Studie „Wo 
will ich leben? Wohnentscheidungsprozesse junger Menschen verstehen“ durch, 
die die Vorstellungen junger Erwachsener in Bezug auf ihr Lebensumfeld unter-
sucht. Mit Ergebnissen ist Ende 2024 zu rechnen.

Für Kommunen in Ländlichen Räumen gilt im Besonderen, dass eine gute Mi-
schung von Wohnen, Freizeit, Handel und Arbeit die Lebensqualität erhöht und 
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zu gleichwertigen Lebensverhältnissen beiträgt. Die Finanzhilfen der Städtebau-
förderung erweisen sich hier als geeignetes Instrument. Die Bereitstellung von 
neuem Wohnraum durch die Aktivierung von Flächen, leerstehenden Immobilien 
und Umnutzungen sowie die langfristige Sicherung von bestehenden Wohnungen 
durch umfassende Modernisierungen stellt einen Förderschwerpunkt dar. Weiter-
hin ist es erforderlich, das Angebot von Gemeinbedarfseinrichtungen wie Kinder-
tagesstätten auszubauen und durch (generationsübergreifende) Begegnungsstätten 
zur Sicherung der Daseinsvorsorge im Ländlichen Raum beizutragen und damit 
den Ländlichen Raum als attraktiven Wohn- und Wirtschaftsstandort zu stärken. 
In Ergänzung zu den Normalprogrammen der Städtebauförderung werden hier 
mit dem IBW verstärkt Impulse gesetzt. So werden mit diesem Landesprogramm 
gezielt Orte der Begegnung und des Miteinanders sowie frequenzbringende Ein-
richtungen und ein kleinteiliger Nutzungsmix unterstützt, um zu einer positiven 
Belebung der Innenstädte und Ortszentren beizutragen.

Um Unternehmen, Zusammenschlüssen von ihnen oder auch entsprechenden 
Dienstleistern zu ermöglichen, gezielt für wohnberechtige Haushalte von Arbeit-
nehmerinnen bzw. Arbeitnehmern den Beteiligten Wohnraum – ggf. auch als sog. 
Werkmietwohnungen – zu schaffen, enthält das Programm Wohnungsbau BW 
besondere landesweit verfügbare Angebote der sozialen Mietwohnraumförderung 
zugunsten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

Menschen, die aufgrund von körperlichen Beeinträchtigungen im Alter oder Be-
hinderungen in ihrer Mobilität eingeschränkt sind, sind ganz besonders auf ein 
bedarfsgerechtes Wohnumfeld und eine bedarfsgerechte Infrastruktur vor Ort an-
gewiesen. 

Eine Quartiersentwicklung, die diese Bedarfe durch Beteiligung der Menschen 
im Quartier in den Fokus nimmt und alle Akteure vor Ort vernetzt, ist daher 
der Schlüssel für nachhaltige Kommunalentwicklung. Neben Informations-, Be-
ratungs- und Qualifizierungsmaßnahmen fördert das Sozialministerium unter dem 
Dach der Strategie „Quartier 2030 – Gemeinsam.Gestalten.“ mit dem Förderpro-
gramm „Quartiersimpulse. Beratung und Umsetzung von Quartiersprojekten vor 
Ort“ Kommunen, die in Kooperation mit der Zivilgesellschaft Unterstützungsleis-
tungen für ältere Menschen aufbauen möchten. Finanziert werden können insbe-
sondere externe Beratungsleistungen wie Beteiligungsmaßnahmen zur Entwick-
lung von Konzepten und Durchführung für quartiersbezogene Maßnahmen im 
Themenfeld „Pflege und Unterstützung im Alter“ bzw. „Maßnahmen zur generati-
onen- und altersgerechten Gestaltung des Lebensumfelds“. Elemente der Bürger-
beteiligung müssen ergriffen werden, damit die im Quartier lebenden Menschen 
die Entwicklung aktiv gestalten können. Zudem dient die Fachstelle ambulant un-
terstützte Wohnformen (FaWo), ebenfalls Teil der Landesstrategie Quartier 2030, 
als unabhängige Fach- und Anlaufstelle, die ein Informations-, Beratungs- und 
Serviceangebot rund um das Thema ambulant betreute Wohngemeinschaften und 
innovative neue Wohnformen für Menschen mit Pflege-/Unterstützungsbedarf 
und für Menschen mit Behinderung bietet. Das Angebot steht Kreisen, Städten, 
Gemeinden und Trägern, Vereinen, Initiativen, Verbänden sowie Privatpersonen 
in ganz Baden-Württemberg – auch im Ländlichen Raum – zur Verfügung.

Hauk
Minister für Ernährung, Ländlichen Raum
und Verbraucherschutz



15

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4825



16

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4825



17

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4825



18

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4825



19

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4825



20

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4825


	Landtag von Baden-Württemberg
	17. Wahlperiode
	Drucksache 17 /
	23.5.2023
	Antrag
	der Abg. Cindy Holmberg u. a. GRÜNE
	und
	Stellungnahme
	des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen Raum 
	und Verbraucherschutz
	Wohnen im Ländlichen Raum – Attraktive Lebensräume 
	gestalten


